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ARGUMENTATION
Nr. 03
Nur für den Gebrauch in den Mitgliedsverbänden des LSK
Zur rechtlichen Sicherung der Vereinsheime in den Vereinen

1. Vorbemerkungen

Die zu Zeiten der DDR errichteten Vereinsheime sind immer mit Arbeitskraft der Vereinsmitglieder errichtet worden. Die finanziellen Mittel kamen bei manchen Vereinsheimen ebenfalls aus dem Verein, bei anderen aus Mitteln des VKSK oder aus staatlichen Mitteln.

In den letzten Jahren vor der Wende wurden etliche Vereinsheime aus eigenen Mitteln des Vereines errichtet.

Bei den vor 1945 errichteten Vereinsheimen hatte häufig der Verein das Grundstück aufgekauft und darauf ein Vereinsheim gebaut. Diese wurden ab 1945 enteignet, zunächst wurde die Stadt Eigentümer, dann ging es in Volkseigentum über und wurde letztendlich an den Kreisverband des VKSK übereignet.

In vielen Fällen sind für diese Vereinsheime nach dem 03.10.1990 neue Unterpachtverträge abgeschlossen worden. Grund dieser Neuverpachtung war die Sorge um den Verlust der steuerlichen Gemeinnützigkeit bei Eigenbewirtschaftung oder die Notwendigkeit von erheblichen Bauinvestitionen, die der Verein nicht selbst leisten konnte. Im Zwischenpachtvertrag werden diese Flächen wie die Gesamtanlage als Kleingartenflächen behandelt.

Der Wunsch vieler Vereine, das Vereinsheim zu erwerben, ergibt sich aus der Notwendigkeit der Renovierung und Finanzierung dieser Renovierung. Teils verweigern die Banken Kredite, wenn keine Grundschuld eingetragen werden kann. Es besteht jedoch ein hoher Finanzbedarf, um die Vereinsheime auf den heutigen technischen Stand zu bringen. Den Vereinen sollten von der zentralen Arbeitsgruppe des BDG konkrete Finanzierungsalternativen vorgeschlagen werden.

2. Eigentum am Vereinsheim

Liegt eine besatzungsrechtliche Enteignung vor, d.h. ist die Enteignung in der Zeit bis 1949 erfolgt, so ist diese Enteignung rechtmäßig (Entscheidung des Bundesverfassungsgerichtes). Es bestehen keine Rückerstattungsansprüche.

Da vor 1949 das Eigentum an Grundstück und Gebäude noch zusammenfielen, trifft die Enteignung des Grundstückes dann auch das Vereinsheim selbst. Diese Grundstücke sind an die BVS oder bereits an die Kommune zurückgegeben (ca. 30% der enteigneten Vereinsheime).

Da keine Ansprüche bestehen, bleibt nur Raum für Vertragsverhandlungen im Einverständnis des jetzigen Grundstückeigentümers.

3. Eigentum an Vereinsheimen, die nicht besatzungsrechtlich enteignet wurden

a)
Gemäß Artikel 231, § 5, Abs. 5 EG BGB in Verbindung mit § 95 BGB, § 5 EGZGB in Verbindung mit § 296 ZGB und § 313 II ZGB ist der „Nutzer“ einer Baulichkeit ab 01.01.1996 Eigentümer des Gebäudes, wenn er nicht enteignet wurde und er das Gebäude errichtet hat. Da diese Regelung alle Fälle abschließend regeln wollte, gilt dies auch für Vereinsheime, d.h. hatte der Verein das Vereinsheim errichtet und nutzt es noch heute, so hat er Eigentum am Vereinsheim erworben.

b)
Unberührt davon bleibt die Frage, wem das Grundstück gehört, auf dem sich das Vereinsheim befindet. Nach den gesetzlichen Vorschriften ist in diesen Fällen die Zusammenfügung von Gebäudeeigentum und Grundeigentum nicht vorgesehen und nicht nötig, da der Nutzer die Fläche gemäß Pachtvertrag nutzt und in seinem Recht geschützt ist. Ein Anspruch auf Sachenrechtsbereinigungsgesetz besteht nicht. Eine Eintragung im Grundbuch ist nicht möglich, da allein das gesonderte Gebäudeeigentum allein nicht eintragsfähig ist.

c)
„Nutzer“ des Vereinsheims:

Als „Nutzer“ im Sinne des Gesetzes kamen in Betracht die Sparte, der VKSK des Kreises und der Gesamt-VKSK der ehemaligen DDR.

Herr Dr. Mainczyk führt an, Nutzer sei der Verein. Als Nutzer sei derjenige anzusehen, der die unmittelbare Gewalt über die Sache habe. Dies sei immer der Verein gewesen, sowohl nach dem Verständnis der DDR als auch nach dem heutigen Verständnis sei der Verein Nutzer. Der Begriff Nutzer meine also die tatsächlichen Verhältnisse. Nutzer sei die Gemeinschaft der Kleingärtner, da der Verein auch in der DDR rechtlich selbständig gewesen sei nach dem Statut des VKSK und die Nutzungsberechtigung über das Vereinshaus gehabt habe. Er habe üblicherweise auch selbständig Verträge bezüglich des Vereinsheimes abgeschlossen.

Dagegen wendet Herr Rechtsanwalt Duckstein rechtliche Bedenken an. Auch wenn man vom Ergebnis her Herrn Dr. Mainczyk folgen könne, stehe doch in § 8, Abs. 4 des Statuts des VKSK, dass alles Vermögen der Gesamthand des VKSK gehöre. Dies bedeutet für ihn, dass nicht der Verein Nutzer sein könne. Dazu komme, dass der Verein zu DDR-Zeiten keine Zwischenpachtverträge abgeschlossen habe. Ein Kleingartennutzungsverhältnis sei lediglich zwischen dem VKSK und dem einzelnen Kleingärtner geschlossen worden. Der Verein sei als Vertreter des VKSK aufgetreten. Er hatte insoweit nur Verwaltungsbefugnis. Die Konstruktion, dem Verein sei durch einen „Nebenpachtvertrag” das Vereinsheim verpachtet worden, sei seiner Meinung nach nicht haltbar.

Dagegen wird eingewendet, dass § 8, Abs. 4 nicht meine, der Gesamt-VKSK habe das Gesamthandsvermögen an allen Vermögensgegenständen. Frau Theobald wendet ein, dass diese Vorschrift so gelesen werden müsse, dass Vermögen immer gesamthänderisch sei, ohne die Festlegung, wem, welcher juristischen Person auf welcher Ebene, das Eigentum gehöre. Dies ergebe sich aus § 8 Abs. 4, Satz 2 und Abs. 5. Darin sei aufgeführt, dass nur übergeordneten Verbandsorganen das Kontrollrecht zustehe und bei Auflösung und Teilung der Kreisvorstand dies ebenfalls ordnungsgemäß bestätigen müsse. Über die Frage, ob der Begriff „Nutzer” nach der tatsächlichen Nutzung oder nach dem objektiven Vertragsverhältnis festgelegt wird, wollen die Mitglieder der Arbeitsgruppe noch einmal nachdenken und keinesfalls sollte darauf abgestellt werden, wer wirtschaftlich zur Errichtung des Vereinsheimes beigetragen hat. Sind staatliche Zuschüsse gewährt worden, so waren dies Schenkungen. Vom Ergebnis her wäre es zweckmäßig, wenn das Vereinsheim im Eigentum des Vereins bliebe.

Herr Duckstein bemüht sich, Entscheidungen zu § 296 des Zivilgesetzbuches der DDR zu finden, in denen über die Nutzungsberechtigten Ausführungen gemacht werden, ob der Nutzungsberechtigte derjenige ist, der den Vertrag abgeschlossen hat oder derjenige, der tatsächlich nutzt.

4. Besteht ein Rechtsanspruch auf das Grundstück, auf dem das Vereinsheim steht, wenn das Vereinsheim nicht mehr Gebäudesondereigentum des Vereins ist?

Ein Anspruch nach Sachenrechtsbereinigungsgesetz besteht nicht, da es sich nicht um ein Gebäude zu Wohnzwecken handelt.

Auf vertraglicher oder Verhandlungsebene ist ein Ankauf möglich. Man muss sich jedoch fragen, ob man dies als Landesverband empfiehlt.

Zur Sicherung des Vereinsheimes ist ein Ankauf nicht erforderlich, da das Rechtsverhältnis geklärt ist.

a)
Wirtschaftlich sollte man die Höhe der Kosten bedenken. Sowohl die Zahlung eines Erbbauzinses als auch die Zahlung des hälftigen Kaufpreises sind erhebliche Kosten. Zuzüglich fallen an die Vermessungskosten, das Wege- und Leitungsrecht, Notarkosten, Anwaltskosten, Grunderwerbssteuer.

Fraglich ist, ob ein Vereinsheim mitten in der Anlage vermessungstechnisch herausgetrennt werden kann.

In der Praxis wollen auch nur 10% der Vereine kaufen, meist wegen Finanzierungsgründen.

b)
Es besteht ein Vertragsverhältnis über den Kleingartennutzungsvertrag auch für das Vereinsheim; Handlungsbedarf ist daher nicht gegeben.

Bei der Herausnahme der Sonderfläche Vereinsheim kann diese Fläche später auch gesondert weiterverkauft und noch intensiver gewerblich genutzt werden. Dies kann Probleme mit der kleingärtnerischen Nutzung der Anlage geben. Die Vereine müssen darauf hingewiesen werden, dass ausscheidende Mitglieder keinen Anspruch am Anteil des Vermögens Vereinsheime haben. Bei Auflösung des Vereins muss satzungsgemäß dieses Vermögen wieder der kleingärtnerischen Gemeinnützigkeit zugeführt werden. 

Der Landesverband Sachsen wird keine Empfehlung aussprechen, Grundstücke anzukaufen, sondern eventuell darauf hinweisen, dass im Einzelfall andere Lösungen nach Absprache mit dem Landesverband möglich sind.

Anknüpfungspunkt zum Ankauf ist in vielen Vereinen die Finanzierung, insoweit muss ein Konzept vorgelegt werden.

5. Die Höhe des Pachtzinses für die Grundstücke, auf denen sich Vereinsheime befinden

a)
Bei Nutzung des Vereinsheims unmittelbar durch den Verein und die Vereinsmitglieder ergeben sich keine Probleme.

b)
Ist die Gaststätte jedoch verpachtet worden, ergeben sich Probleme.

Herr Dr. Mainczyk ist der Ansicht, dass jede Weiterverpachtung des Vereinshauses als Gaststätte nicht mehr unter die kleingärtnerische Nutzung fällt. Sobald eine Gaststättenschankerlaubnis gemäß § 1 Gaststättenschankerlaubnis erteilt wird, übersteigt dies die kleingärtnerische Nutzung. Die Fläche sollte aus dem Kleingartennutzungsvertrag herausgenommen werden und ein höherer Pachtzins vereinbart werden.

Dagegen wendet sich Rechtsanwalt Dr. Spalteholz. Die Betreibung eines Vereinsheimes gehört zur kleingärtnerischen Nutzung, deshalb ist seiner Meinung nach auch für diese Flächen ein Kleingartenpachtzins zu zahlen. Das Vereinshaus dient dem Vereinszweck. Dies muss einmal in der Satzung festgelegt werden und zum anderen durch tatsächliches Verhalten manifestiert werden (Sitzungen, Vertragsabschlüsse im Vereinsheim usw.). Wenn einerseits die Öffnung der Anlage inklusive Spielplätze verlangt, kann man andererseits nicht verhindern, dass auch Dritte die Kleingartenanlage nutzen. Schon deshalb ist eine Gaststättenschankerlaubnis erforderlich. Auf diese Erlaubnis sollte also nicht abgestellt werden, wenn man über den Pachtzins spricht. Hinzu kommt, dass es zu Zeiten der DDR ausdrücklich vom VKSK gewünscht wurde, dass Vereinshäuser Gaststätten betreiben, um so zum Gesellschaftsleben beizutragen. Dies steht z.T. in den Kleingartennutzungsverträgen der DDR.

Die Arbeitsgruppenmitglieder einigten sich auf folgende Lösung:

Jedes Vereinsheim in der DDR sollte auch als Gaststätte genutzt werden, deshalb ist die Nutzung des Vereinsheims als Gaststätte - auch als gewerblich verpachtete Gaststätte - stillschweigend Vertragsgegenstand des Nutzungsvertrages. Der Grundstückseigentümer - auch der neue Grundstückseigentümer - kann sich nicht darauf berufen, dass er mit dieser Art der Nutzung nicht einverstanden ist. Gleichzeitig ist damit vertraglich vereinbart, dass für diese Fläche auch nur ein Pachtzins entsprechend der kleingärtnerischen Nutzung vereinbart wurde.

Das Problem der Pachtzinserhebung sollte nach außen nicht publiziert werden, um nicht Außenstehende aufmerksam zu machen.
Zusammengestellt:

Peter Paschke
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